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Umweltschutz und Maßnahmen im Infrastrukturbereich 
enge Grenzen gesetzt, wenn es um die grundsätzliche Be· 
einflussung übergreifender Bedingungen der Raum- und 
Siedlungsentwicklung geht. Insbesondere die öffentlichen 
lnfrastrukturinvestitionen sowie die Investitionszulagen 
an die private Wirtschaft, durch Steuermittel finanziert, 
sind an eine relativ stetige Weiterentwicklung der pro­
duktiven Wertschöpfung gekoppelt. Eine nur auf Vertei­
lung raumwirksamer Mittel gerichtete Politik ordnet sich 
aber nach unserer Auffassung von vornherein dem als 
nicht problemlos erkannten Gesichtspunkt grundsätzlichen 
weiteren Wirtschaftswachtums unter. Inwieweit diese 
»Präjudizierung« Auswirkungen auf die Möglichkeit einer 
differenzierteren, übergeordnete Zusammenhänge ver­
stärkt berücksichtigenden Fortschreibung des Bundesraum­
ordnungsprogramms haben muß, ist im Moment eine un­
gelöste Frage. Besonders wichtig wird es dabei sein, genau 
zu ermitteln, wo in bezug zu den verschiedenen übergrei­
fenden Rahmenbedingungen, die in dieser Studie der 
räumlichen Entwicklung zugrundegelegt werden, die je­
weils besonderen Schwachstellen des raumordnungspoli­
tischen Instrumentariums zu erkennen sind. Und zwar vor 
allem unter dem Gesichtspunkt, daß eine qualitativ-struk­
turelle Korrektur der räumlichen Verhältnisse erreicht 
werden soll und nicht nur ein räumlicher Niveauausgleich. 
Dies tangiert einerseits die Zielformulierung in detaillier­
ten Zusammenhängen des Bundesraumordnungsprogramms. 
Andererseits wird im Hinblick auf notwendige Maßnah­
men zur Steuerung übergeordneter Entwicklungen vor 
allem folgende Frage noch zu prüfen sein: Inwieweit 
müßte die Kooperation der Raumordnungsinstanzen mit 
solchen Politikbereichen wesentlich erweitert werden, 
deren »Aktivitätsfelder« in den Rahmenbedingungen der 
räumlichen Entwicklung liegen, wobei die grundlegenden 
räumlichen Konsequenzen dort getroffener Entscheidun­
gen offensichtlich bislang in kein übergreifendes Konzept 

räumlicher Zusammenhänge eingebracht wurden. Hier 
könnten der Raumordnung sowohl Erarbeitung und Ver­
mittlung solcher Konzepte als auch entsprechende Koor·­
dinationsaufgaben zufallen. 

Eine solche Aufgabenstellung würde allerdings in ver­
stärktem Maße .die Heranziehung integrierender Pla­
nungsgrundlagen und -informationen voraussetzen - so­
wie eine Reduzierung planerischer Partikularisierungsten­
denzen, die sich durch das bestehende Verhältnis zwischen 
Wissenschaft und Planung ergeben könnten. Während 
nämlich Planungssituationen zumeist komplexer Natur 
sind, werden wissenschaftliche Erklärungszusammenhänge 
vorrangig im fachspezifischen Rahmen entwickelt. Würde 
sich die Raumplanung nun zu direkt und vollständig an 
diesem (vom wissenschaftlich-methodischen Standpunkt 
her fraglos notwendigen) fachwissenschaftlichen Einzel­
perspektiven orientieren, so liefe sie auf Dauer Gefahr, 
den wissenschaftlichen Differenzierungsprozeß (perspek­
tivisch und eventuell organisatorisch) mitzuvollziehen. 
Bestimmt würde dadurch die Berücksichtigung des hohen 
Komplexitätsgrades realer Planungszusammenhänge er­
schwert, ganz abgesehen von den Kommunikationsproble­
men, die allgemein innerhalb und zwischen den verschie­
denen Planungsinstanzen entstünden. 

Vor diesem Hintergrund könnte gerade der Szenario­
Methode die Funktion eines Bindegliedes zwischen fach­
wissenschaftlichen Einzelperspektiven und dem komplexen 
Informationsbedürfnis in der Raumplanung und -ordnung 
zukommen. Hierin liegt zweifellos kein Ersatz für fach­
wissenschaftliche Einzelanalysen und -prognosen, sondern 
nur eine notwendige Ergänzung, die auch die Koopera­
tionsmöglichkeiten unterschiedlicher Politik- und Pla­
nungsbereiche erweitern könnte. Ein Grund für die »Poli­
tikangemessenheit« der Szenariomethode ist u. E. darin zu 
sehen, daß hier, ~ie in der Politik, normative Entschei­
dungs- und Evaluierungsprozesse einbezogen sind. 

KURZBERICHTE AUS PRAXIS UND FORSCHUNG 

Die vier norddeutschen Länder einigten sich über 
gemeinsame Raumordnungsvorstellungen 

Die seit 1969 institutionalisierte Konferenz der Regie­
rungschefs der vier norddeutschen Küstenländer Bremen, 
Hamburg, Niedersachsen sowie Schleswig-Holstein stellt 
eine Ergänzung und Erweiterung der vorhandenen, lang­
jährig bewährten Formen bilateraler Zusammenarbeit für 
den norddeutschen Raum dar. Sie trägt den Namen »Kon­
ferenz Norddeutschland« und dient der Verwirklichung 
gemeinsamer Aufgaben zur Förderung der räumlichen, 
wirtscha:ftlichen und strukturellen Entwicklung des Ge­
samtraumes der vier Länder. Eine wesentliche Grundlage 
hierfür sind die gemeinsamen Zielvorstellungen auf dem 
Gebiet der Raumordnung1. 

Das Spektrum der Zusammenarbeit reicht weit, es ist 
enthalten in einem Katalog mit Dringlichkeitsstufen aus 
dem Jahre 1973. Er sieht .die überregionale Zusammen­
arbeit der Fachressorts bei der Lösung einer großen Zahl 
von Problemen vor: z.B. Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur, Straßen-, Schienen- und Luftverkehr, 
Schiffahrt, Häfen und Wasserstraßen, Energiewirtschaft, 
Wasserversorgung, Umweltschutz, Küstenschutz, Arbeits-, 
Sozial- und Gesundheitswesen, Ernährung und Landwirt­
schaft, Bildung, Wissenschaft und Forschung, Bau- und 
Wohnungswesen, Freizeit, Erholung und Sport, allge­
me111e Verwaltung, öffentliche Sicherheit, Statistik, 

1 Vgl. Beschluß der Regierungschefs zur verstärkten Zusam­
menarbeit der vier norddeutschen Länder vom 12. 12. 1969. 
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Rechtspflege und Strafvollzug sowie Zusammenarbeit in 
finanzpolitischen Fragen. 

Ein Schwerpunkt der Kooperation war von Beginn an 
die Erarbeitung gemeinsamer Raumordnungsvorstellungen 
durch die Fachbehörden der vier Länder. Sie liegen nun­
mehr in einer abgestimmten Fassung vor, so daß die Kon­
ferenz unterrichtet werden konnte. 

Die Raumordnungsvorstellungen der vier norddeut­
schen Länder, bestehend aus Text und erläuternder zeich­
nerischer Darstellung, sind in der Hierarchie räumlicher 
Planungsinstrumente zwischen den Landesraumordnungs­
programmen und -plänen2 und dem Bundesraumordnungs­
programm anzusiedeln. 

Die Ausrichtung der Landesraumordnungsprogramme 
und -pläne auf die vier Länder-Aussagen soll im Rahmen 
der Fortschreibung auf der Grundlage landesgesetzlicher 
Vorschriften erfolgen. Gemeinsame und gezielte Entwick­
lungsmaßnahmen sollen dazu beitragen, die relative Ent­
wicklungsschwäche des nördlichen Bundesgebietes gegen­
über dem übrigen Bundesgebiet abzubauen. 

Der Inhalt der Raumordnungsvorstellung ist in 6 Ka­
pitel gegliedert: 

- Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung 
- Ausgangslage 

Die vier norddeutschen Länder im Bundes­
raumordnungsprogramm 
Gemeinsame raumordnerische Zielvorstellungen 

Bevölkerung 
Raumkategorien 
Zentrale Orte 
Achsen 
Bildung und Forschung 
Verkehr 
Wirtschaftsentwicklung 
Energieversorgung 
Land- und Forstwirtschaft 
Freizeit und Erholung, Fremdenverkehr 
Wasserwirtschaft, Abfallbeseitigung und 
Immissionsschutz 
Naturschutz und Landschaftspflege 

Realisierung der Raumordnungsvorstellungen 
Fortschreibung 

Bei der Beschreibung der Ausgangslage wird darauf hin­
gewiesen, daß die Entwicklung des norddeutschen Raumes 
• außer von den allgemeinen Problemen, die sich aus der 
Struktur der vier Länder ergeben, insbesondere von den 
nachstehenden Umständen beeinflußt wird, u. a.: 

Einen erheblichen Anteil an den Grenzen Norddeutsch­
lands bilden die Seegebiete der Nord- und Ostsee, die 
ein trennendes Element für hochgradige und vielfältige 
Kommunikation darstellen. 

2 Gemäß § 5 (1) Raumordnungsgesetz vom 8. 4. 1965 ersetzt 
in Bremen und Hamburg ein Flächennutzungsplan die Pro­
gramme und Pläne. 

- Das Verkehrsnetz im Bereich der Bundesstraßen und 
der Bundesbahn ist aus historischen und geographischen 
Gründen nicht entsprechend dem Bundesdurchschnitt 
entwickelt. Die Infrastruktur für den Seeverkehr ent­
spricht vielfach nicht den Erfordernissen des Wettbe­
werbs mit den Häfen der niederländischen, belgischen 
und nordfranzösischen Küste sowie mit den Häfen der 
DDR und Polens. 

- Die deutsche Nordsee- und Ostseeküste als große deut­
sche Sommerferiengebiete werden in zunehmendem 
Maße besucht. Hier, wie in der Heide und dem Mittel­
gebirge, besteht zur Erhöhung des Freizeitwertes ein 
großer Bedarf an Erholungseinrichtungen besonders hin­
sichtlich einer Ausdehnung der im Norden verhältnis­
mäßig kurzen Saison. 

In diesem Zusammenhang wird hervorgehoben, daß der 
Küstenraum Entwicklungschancen für Industrien biete~, 
die im Zuge standortsmäßiger Umorientierung und· von 
der Versorgungs- und Verkehrsseite her die Lage am Was­
ser bevorzugen. Dieser Raum sowie die Industriekette im 
Süden verfügen über große Flächen für industrielle An­
siedlungen. 

Die Ausführungen über die gemeinsamen raumordne­
rischen Zielvorstellungen beginnen mit der Feststellung, 
daß die vorliegenden Programme und Pläne bereits weit­
gehende übereinstimmende Auffassungen enthalten. Die 
Länder sind sich einig, daß im Vordergrund aller raum­
politischen Entscheidungen folgende Ziele stehen sollten: 

die Verringerung der regionalen Unterschiede in den 
allgemeinen Lebensverhältnissen unter gleichzeitigen 
qualitativen Verbesserungen, 

- die Sicherung einer langfristig ausgewogenen Wirt­
schaftsentwicklung sowie 
die Erhaltung und Weiterentwicklung einer hohen Um­
weltqualität. 

Zur Erfüllung dieser raumordnerischen Entwicklungs­
grundsätze sollen an zu bestimmenden Standorten vorran­
gig Arbeitsstätten, Wohnstätten und zentrale Einrichtun­
gen zur Daseinsvorsorge sowie Erholungsräume geschaf­
fen, verbessert und einander so zugeordnet werden, daß 
dem Menschen attraktive Wohnverhältnisse und ausrei­
chend große, qualifizierte Arbeitsmärkte angeboten wer­
den. Diese Bereiche sollen durch leistungsfähige Verkehrs­
wege untereinander so verbunden sein, daß ein gut funk­
tionales Zusammenwirken ermöglicht wird. Die Einzel­
heiten sind in den Fachkapiteln enthalten. 

In gemeinsamen Planungskonzeptionen, die von allen 
vier Ländern akzeptiert werden, soll auf .den Ausgleich 
zum Teil divergierender Interessen hingearbeitet werden. 
Aufhauend auf den Zielvorstellungen sind Durchführungs­
stufen bzw. Prioritäten zu entwickeln. 

Aus den Ausführungen geht hervor, daß eine Reihe we­
sentlicher Begriffsinhalte von Raumordnungsaussagen ab­
gestimmt werden konnte, wie z. B. über Ordnungsräume, 
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Schwerpunktbereiche, Siedlungsachsen, Erholungsräume 
und das System der zentralen Orte in den obersten beiden 
Stufen (Ober- und Mittelzentren). 

Die Fachkapitel enthalten bereits zwischenzeitlich er­
zielte Arbeitsergebnisse wie z.B. die Trassierung der 
Küstenautobahn entsprechend einem Gutachten, das von 
einer gemeinsamen Arbeitsgruppe unter Mitwirkung des 
Bundes erarbeitet worden ist. Es wird nun Sache der 
Fachbehörden sein, die Rahmenaussagen zu ergänzen. 

Den Raumordnungsvorstellungen fehlen differenzierte 
Überlegungen zum Entwicklungspotential Norddeutsch­
lands und Aussagen über Prioritätsvorstellungen bzw. 
Zeitstufen. Dieses nachzuholen wird eine Aufgabe der 
Fortschreibung sein. Eine Strukturanalyse mit Globalwer­
ten liegt jedoch bereits vor. 

Ergänzend wäre noch zu erwähnen, daß die norddeut­
schen Länder ihre Raumordnungsvorstellungen nicht iso­
liert in den Raum stellen, sondern, vom Raumordnungs­
gesetz ausgehend, Bezüge zu Entschließungen der Mini­
sterkonferenz für Raumordnung und zum Bundesraumord­
nungsprogramm herstellen. So sind beispielsweise wesent­
liche Aussagen des Bundesraumordnungsprogramms als 
Nebenkarten ,der den Text erläuternden zeichnerischen 
Darstellung beigefügt worden, im verbalen Teil werden 
die Abbildungen aus dem Programm kommentiert und An­
regungen zur Fortschreibung gegeben. Zum Beispiel defi­
nieren die vier Länder die Achsen und teilen sie in Sied­
lungsachsen und Kommunikationsachsen ein. Zu den 
großräumigen Verbindungsachsen des Bundesraumord­
nungsprogramms bemerken sie, daß in Norddeutschland . 
bisher keine Notwendigkeit gesehen wurde, länderdecken­
de Achsenkonzepte zu entwickeln, dagegen stellen nach 
ihrer Auffassung Siedlungsachsen innerhalb der größeren 
Ordnungsräume das Grundgerüst der räumlichen Ver­
teilung der Siedlungsentwicklung dar; deswegen enthält 
die zeichnerische Darstellung Konzepte einer Achsenglie­
derung für die Ordnungsräume Hamburg, Bremen, Han­
nover, Braunschweig und Kiel. Darüber hinaus sind die 
Ordnungsräume erstmalig gründlich definiert. 

Die Konferenz Norddeutschland hat am 11. September 
d. J. die Raumordnungsvorstellung beraten und be-
6chlossen, 

sie als -gemeinsame Diskussionsgrundlage den Parlamen­
ten sowie der interessierten Öffentlichkeit zu über­
geben, 
sie bei der Fortschreibung der Länderprogramme und 
-plärie zu berücksichtigen bzw. sie bei der Aufstellung 
neuer Programme zugrunde zu legen, 
sie fortzuschreiben, um die Länderprogramme und 
-pläfie weiter zu harmonisieren und noch ausstehende 
gemeinsame Basisdaten einbeziehen zu können. 

Die für die Raumordnung zuständigen Ressorts wurden 
beauftragt, ,die bereits begonnene Erarbeitung eines diffe­
renzierten Raumordnungskonzepts für den Unterelbe­
bereich zügig fortzusetzen und eine entsprechende Arbeit 

für den Unterwasser-Jade-Raum zeitlich versetzt in An­
griff zu nehmen, um die im Unterelbebereich gesammelten 
Erfahrungen sinnvoll verwerten zu können. 

Gerhard Bahr 

Anmerkung der Redaktion: 

Der vollständige Text der Raumordnungsvorstellungen der 
vier norddeutschen Länder sowie eine zugehörige, vom Maß­
stab 1 : 500 000 auf den Maßstab 1 : 1 200 000 verkleinerte 
Karte erscheint in Kürze als Einzellieferung 10 des Deutschen 
Planungsatlas Band VIII Hamburg, der von der Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung und der Freien und Hanse­
stadt Hamburg, Baubehörde, Landesplanungsamt, herausge­
geben wird. 

Prof. Dr. phil. habil. Elisabeth Pfeil t 
Am 25 . Juli 1975 verstarb Elisabeth Pfeil in der Klinik 

am Starnberger See, die ihr seit vielen Jahren die Schaf­
fensfreude bis in die allerletzten Tage erhielt und ihr über 
gesundheitliche Krisen hinweghalf. 

Ihre Jugend - sie war im Juli 1901 geboren - verlebte 
sie in Berlin-Grunewald, wo sie 1921 das Abitur bestand. 
Es folgte ein Studium der Geschichte, Kunstgeschichte und 
Philosophie an den Universitäten Marburg/Lahn und Ber­
lin. Die Promotion zum Dr. phil. erfolgte im Mai 1923 
mit einer Arbeit über »Die Fränkische und Deutsche Rom­
idee im frühen Mittelalter«. 

In Berlin wurde sie Assistentin von Prof. Dr. Dr. Brack­
mann, dem Generaldirektor des Preußischen Staatsarchivs. 
über die »Geopolitik« Prof. Haushofers gewann sie In­
teresse an der Bevölkerungswissenschaft. 1934 übernahm 
sie die Schriftleitung des 1931 von Harmsen gegründeten 
»Archivs für Bevölkerungspolitik, Sexualethik und Fami­
lienkunde«, das von 1934 an bei Hirzel, Leipzig, als 
»Archiv für Bevölkerungswissenschaft (Volkskunde) und 
Bevölkerungspolitik« bis 1943 fortgeführt werden konnte. 
Elisabeth Pfeil kam, wie Prof. Schelsky 1955 betonte, 
nicht zuletzt das Verdienst zu, »das einwandfreie wissen­
schaftliche Niveau dieser Zeitschrift bestimmt und er­
halten zu haben«. 

1941 übersiedelte sie nach München, das ihr zweite 
Heimat wurde, um am Bayerischen Statistischen Landes­
amt, das damals von Prof. Burgdörfer geleitet wurde, zu 
arbeiten. 

Flüchtlingsprobleme waren nach dem zweiten Weltkrieg 
ihr neues Forschungsgebiet. 1948 erschien ihr wegweisen­
des Buch »Der Flüchtling - Gestalt einer Zeitwende«, 
dem eine Reihe weiterer Untersuchungen über die Einglie­
derung der Vertriebenen in Bayern, über soziologische und 
psychologische Aspekte der Vertreibung, über Stadtgrün­
dungen auf der Grundlage gewerblicher Flüchtlingsunter­
nehmungen folgten. Mit Kornrumpf gaib sie von 1951 an 
die Mitteilungen der »Europäischen Forschungsgruppe für 
Flüchtlingsfragen« (EFG) heraus. 


